
Artikel 96

Alle Richter, Schöffen und Mitglieder der gesellschaftlichen Gerichte werden 
durch die Volksvertretungen oder unmittelbar durch die Bürger gewählt. Sie 
erstatten ihren Wählern Bericht über ihre Arbeit. Sie können von ihren Wäh­
lern abberufen werden, wenn sie gegen die Verfassung oder die Gesetze ver­
stoßen oder sonst ihre Pflichten gröblich verletzen.

Artikel 97

(1) Die Richter, Schöffen und Mitglieder der gesellschaftlichen Gerichte sind 
in ihrer Rechtsprechung unabhängig. Sie sind nur an die Verfassung, die Ge­
setze und anderen Rechtsvorschriften der Deutschen Demokratischen Repu­
blik gebunden.
(2) Die Schöffen üben die Funktion eines Richters in vollem Umfang und mit 
gleichem Stimmrecht wie die Berufsrichter aus.

Artikel 98
Zur Sicherung der sozialistischen Gesellschafts- und Staatsordnung und der 
Rechte der Bürger wacht die Staatsanwaltschaft auf der Grundlage der Ge­
setze und anderen Rechtsvorschriften der Deutschen Demokratischen Repu­
blik über die strikte Einhaltung der sozialistischen Gesetzlichkeit. Sie schützt 
die Bürger vor Gesetzesverletzungen. Die Staatsanwaltschaft leitet den 
Kampf gegen Straftaten und sichert, daß die Personen, die Verbrechen oder 
Vergehen begangen haben, vor Gericht zur Verantwortung gezogen werden.

Artikel 99
(1) Die Staatsanwaltschaft wird vom Generalstaatsanwalt geleitet.
(2) Dem Generalstaatsanwalt unterstehen die Staatsanwälte der Bezirke und 
Kreise sowie die Militärstaatsanwälte.
(3) Die Staatsanwälte werden vom Generalstaatsanwalt berufen und abbe­
rufen, sie sind ihm verantwortlich und an seine Weisungen gebunden.

Artikel 100
(1) Die strafrechtliche Verantwortlichkeit wird durch die Gesetze der Deut­
schen Demokratischen Republik bestimmt.
(2) Eine Tat zieht strafrechtliche Verantwortlichkeit nur nach sich, wenn diese 
zur Zeit der Begehung der Tat gesetzlich festgelegt ist, wenn der Täter schuld­
haft gehandelt hat und die Schuld zweifelsfrei nachgewiesen ist. Strafgesetze 
haben keine rückwirkende Kraft.
(3) Eine strafrechtliche Verfolgung ist nur in Übereinstimmung mit den Straf­
gesetzen möglich.
(4) Die Rechte des Bürgers dürfen im Zusammenhang mit einem Strafver­
fahren nur insoweit eingeschränkt werden, wie dies gesetzlich zulässig und 
unumgänglich ist.

Artikel 101
(1) Über die Zulässigkeit von Untersuchungshaft hat nur der Richter zu ent­
scheiden. Verhaftete sind spätestens am Tage nach ihrer Verhaftung dem 
Richter vorzuführen.
(2) Der Richter oder der Staatsanwalt haben im Rahmen ihrer Verantwortung 
jederzeit zu prüfen, ob die Voraussetzungen der Untersuchungshaft noch vor-

465 liegen.
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